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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1959 Ausgegeben am 27. Juli 1959 44. Stück

166. Verordnung: Hagelversicherungs-Förderungsverordnung 1959.
1 6 7 . Kundmachung : Abänderung der Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul- und

Klauenseuche.
168. Kundmachung: Ratifikation der Internationalen Pflanzenschutzkonvention durch Luxemburg.
1 6 9 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr

von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch.
1 7 0 . Abkommen über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr.

1 6 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 6. Juli 1959 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1959).

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 6 des
Hagelversicherungs-Förderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 64/1955, wird verordnet:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien für das Wirtschafts-
jahr 1959 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen

Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Kamitz

1 6 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 3. Juli 1959 über die Abänderung der
Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche.

Zufolge einer Mitteilung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) ist die Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul- und
Klauenseuche, BGBl. Nr. 197/1957, gemäß ihrem Artikel XIV folgenden Abänderungen unterzogen
worden:

Artikel XIII Absatz 1 dritter Satz erhält folgende neue Fassung:

(Übersetzung)

„Das Budget für die Verwal-
tungstätigkeit der Kommission
für die ersten fünf Jahre soll,
vorbehaltlich satzungsgemäßer
Abänderungen des Anhanges I,
die während dieses Zeitraumes
erfolgen, die Summe von
US-$ 50.000 zur Basis haben.
Zu dieser Summe kommen noch
alle Beiträge, welche die Mit-
glieder nach dem untenstehen-
den Absatz 2 leisten."

Anhang I:

Dieser Anhang wurde durch die Senkung der Beiträge Griechenlands und Portugals von jeweils
US-$ 1500 auf jeweils US-$ 750 abgeändert.

Raab
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1 6 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Juli 1959 über die Ratifikation der
Internationalen Pflanzenschutzkonvention

durch Luxemburg.

Nach einer Mitteilung der Internationalen Or-
ganisation für Ernährung und Landwirtschaft
(FAO) hat Luxemburg die Internationale Pflan-
zenschutzkonvention, BGBl. Nr. 86/1953, rati-
fiziert.

Die Ratifikationsurkunde Luxemburgs wurde
am 1. Juni 1959 bei der FAO hinterlegt.

Raab

169. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Juli 1959 über die Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Zollabkommens über
die vorübergehende Einfuhr von Wasser-
fahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen

Gebrauch.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten
das Zollabkommen über die vorübergehende Ein-
fuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen
zum eigenen Gebrauch, BGBl. Nr. 21/1958, rati-
fiziert beziehungsweise sind diesem beitgetreten:

Staaten
Tag der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw, Beitrittsurkunde

Dänemark 8. Jänner 1959
Frankreich 20. Mai 1959

Nach einer weiteren Mitteilung des General-
sekretariates der Vereinten Nationen hat die Re-
gierung des Vereinigten Königreiches von Groß-
britannien und Nordirland die Ausdehnung des
Geltungsbereiches des vorliegenden Zollabkom-
mens auf nachstehende Gebiete, deren auswär-
tige Beziehungen das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland wahrnimmt, be-
kanntgegeben:

Aden, Britisch-Guayana, Britische Salomon-In-
seln (Protektorat), Brunei, Gambia, Gibraltar, In-
seln unter dem Wind (Antigua, Montserrat, Do-
minica, Grenada, St. Lucia, St. Vincent), Kenya,
Nordborneo, St. Helena, Sansibar, Sarawak,
Seychellen, Singapur, Somaliland (Protektorat),
Tanganyika, Uganda, Zypern.

Hinsichtlich Zypern hat die Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland folgende Erklärung abgegeben:

„Die Ausdehnung des Geltungsbereiches dieses
Abkommens auf Zypern wird eine Abänderung
des Zoll- und Tarifgesetzes mit sich bringen, die
zum frühestmöglichen Zeitpunkt durchgeführt
werden wird. Die vorgesehenen Erleichterungen
werden auf administrativem Wege hinsichtlich
jeden Importes gewährt werden, der zwischen
der Ausdehnung des Geltungsbereiches dieses Ab-
kommens auf Zypern und der Abänderung des
Gesetzes durchgeführt wird."

Raab

170.

Der Bundespräsident erklärt das am 18. Mai 1956 in Genf abgeschlossene Abkommen über die
Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr, welches
also lautet:

ABKOMMEN ÜBER DIE
BESTEUERUNG VON

STRASSENFAHRZEUGEN
ZUM PRIVATEN GE-

BRAUCH IM INTERNA-
TIONALEN VERKEHR

DIE VERTRAGSPARTEIEN.

IN DER ERWÄGUNG, daß
einige europäische Staaten bi-
laterale Vereinbarungen abge-
schlossen oder andere Maßnah-
men zu einem großzügigeren
Verfahren als dem des Abkom-
mens vom 30. März 1931 über
die Besteuerung ausländischer
Kraftfahrzeuge ergriffen haben,
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IN DEM WUNSCHE, die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs zu fördern,

SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens

a) bedeutet der Begriff
„Fahrzeuge" alle Fahrrä-
der, alle Straßenkraftfahr-
zeuge und alle Anhänger,
die an solche Fahrzeuge
angehängt werden können
und mit dem Fahrzeug
oder gesondert eingeführt
werden, ausgenommen je-
doch Fahrzeuge oder Züge
miteinander verbundener
Fahrzeuge für die Perso-
nenbeförderung, die außer
dem Führersitz mehr als
acht Sitzplätze haben;

•b) schließt der Begriff „pri-
vater Gebrauch" die Per-
sonenbeförderung gegen
Entgelt, Entlohnung oder
andere materielle Vorteile
sowie die gewerbliche oder
kommerzielle Güterbeför-
derung gegen oder ohne
Entgelt aus.

Artikel 2

Fahrzeuge, die im Gebiet
einer der Vertragsparteien zuge-
lassen sind, sowie Fahrzeuge, die
in diesem Gebiet geführt wer-
den dürfen und in diesem Ge-
biet von der Zulassungspflicht
befreit sind, sind, wenn sie vor-
übergehend zum privaten Ge-
brauch in das Gebiet einer an-
deren Vertragspartei eingeführt
werden, unter den nachstehend
angeführten Voraussetzungen
von den Abgaben befreit, die
für die Benutzung oder das
Halten von Fahrzeugen im Ge-
biet der letzteren Vertragspartei
erhoben werden. Diese Befrei-
ung gilt nicht für Wege- und
Brückengelder oder Verbrauch-
steuern.
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Artikel 3

1. Diese Befreiung wird im
Gebiet jeder Vertragspartei so
lange gewährt, als die in den
geltenden Zollvorschriften dieses
Gebietes vorgeschriebenen Vor-
aussetzungen für die vorüberge-
hende eingangsabgabenfreie Ein-
fuhr der in Artikel 2 angeführ-
ten Fahrzeuge erfüllt sind.

2. Jede Vertragspartei kann
jedoch die Dauer dieser Be-
freiung auf dreihundertfünf-
undsechzig aufeinanderfolgende
Tage beschränken, auch wenn
die vorübergehende eingangs-
abgabenfreie Einfuhr für einen
längeren Zeitraum zugelassen
ist.

Artikel 4

Sobald ein Land, das Ver-
tragspartei des Abkommens
vom 30. März 1931 über die
Besteuerung ausländischer Kraft-
fahrzeuge ist, Vertragspartei des
vorliegenden Abkommens wird,
trifft es die in Artikel 17 des
Abkommens von 1931 vorgese-
henen Maßnahmen zu dessen
Kündigung.

Schlußbestimmungen
Artikel 5

1. Die Mitgliedsländer der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa sowie die nach Absatz 8
des der Kommission erteilten
Auftrages in beratender Eigen-
schaft zu der Kommission zu-
gelassenen Länder können Ver-
tragsparteien dieses Abkommens
werden:

a) durch Unterzeichnung;
b) durch Ratifikation, nach-

dem sie das Abkommen-
unter dem Vorbehalt der
Ratifikation unterzeichnet
haben;

c) durch Beitritt.
2. Die Länder, die nach Ab-

satz 11 des der Wirtschaftskom-
mission für Europa erteilten
Auftrages berechtigt sind, an
gewissen Arbeiten der Kommis-
sion teilzunehmen, können
durch Beitritt Vertragsparteien
des Abkommens nach seinem
Inkrafttreten werden.
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3. Das Abkommen liegt bis
einschließlich 31. August 1956
zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Bei-
tritt offen.

4. Die Ratifikation oder der
Beitritt erfolgt durch Hinter-
legung einer Urkunde beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen.

Artikel 6

1. Dieses Abkommen tritt am
neunzigsten Tage in Kraft, nach-
dem fünf der in Artikel 5 Ab-
satz 1 bezeichneten Länder es
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt haben.

2. Für jedes Land, das dieses
Abkommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nachdem fünf Länder
es ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion unterzeichnet oder ihre Ra-
tifikations- oder Beitrittsur-
kunde hinterlegt haben, tritt
das Abkommen am neunzigsten
Tage nach Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.

Artikel 7

1. Jede Vertragspartei kann
dieses Abkommen durch Notifi-
zierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen kün-
digen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang der
Notifizierung beim Generalse-
kretär wirksam.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Zahl der Vertragspar-
teien während zwölf aufeinan-
derfolgender Monate weniger als
fünf beträgt.

Artikel 9

1. Jedes Land kann, wenn es
dieses- Abkommen ohne Vorbe-
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halt der Ratifikation unterzeich-
net oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde oder zu jedem späteren
Zeitpunkt durch Notifizierung
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen erklären, daß
dieses Abkommen für alle oder
für einzelne der Gebiete gilt,
deren internationale Beziehun-
gen es wahrnimmt. Das Abkom-
men wird für das Gebiet oder
die Gebiete, die in der Notifi-
zierung genannt sind, am neun-
zigsten Tage nach Eingang der
Notifizierung beim Generalse-
kretär oder, falls das Abkom-
men dann noch nicht in Kraft
getreten ist, mit seinem Inkraft-
treten wirksam.

2. Jedes Land, das dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen interna-
tionale Beziehungen es wahr-
nimmt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein ge-
mäß Artikel 7 kündigen.

Artikel 10

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder mehre-
ren Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens wird, soweit
möglich, durch Verhandlungen
zwischen den beteiligten Par-
teien beigelegt.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn eine der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
parteien es verlangt; sie wird
deshalb einem Schiedsrichter
oder mehreren Schiedsrichtern,
die durch Übereinkommen zwi-
schen den am Streitfall beteilig-
ten Parteien 7.u wählen sind, zur
Entscheidung übertragen. Kön-
nen sich die am Streitfall betei-
ligten Parteien binnen drei Mo-
naten nach dem Antrag auf
schiedsgerichtliche Entscheidung
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über die Wahl eines Schiedsrich-
ters oder der Schiedsrichter nicht
einigen, so kann jede dieser Par-
teien den Generalsekretär der
Vereinten Nationen ersuchen,
einen einzigen Schiedsrichter zu
ernennen, dem der Streitfall zur
Entscheidung übertragen wird.

3. Die Entscheidung des oder
der nach Absatz 2 ernannten
Schiedsrichter ist für die betei-
ligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 11

1. Jede Vertragspartei kann
bei Unterzeichnung, bei Ratifi-
kation oder beim Beitritt zu
diesem Abkommen oder zu je-
dem späteren Zeitpunkt erklä-
ren, daß sie das Abkommen
nicht auf Fahrräder ohne Motor
anwenden wird.

2. Jede Vertragspartei kann
bei Unterzeichnung, bei Ratifi-
kation oder beim Beitritt zu
diesem Abkommen erklären,
daß sie sich durch Artikel 10
nicht als gebunden betrachtet.
Die anderen Vertragsparteien
sind gegenüber jeder Vertrags-
partei, die einen solchen Vorbe-
halt gemacht hat, durch Arti-
kel 10 nicht gebunden.

3. Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt nach Absatz 1
oder nach Absatz 2 gemacht hat,
kann diesen Vorbehalt jederzeit
durch Notifizierung an den Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen zurückziehen.

4. Andere Vorbehalte zu die-
sem Abkommen sind nicht zu-
lässig.

Artikel 12

1. Sobald dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft ist, kann
jede Vertragspartei durch Noti-
fizierung an den Generalsekretär
der Vereinten Nationen die Ein-
berufung einer Konferenz zur
Revision des Abkommens ver-
langen. Der Generalsekretär teilt
dieses Verlangen allen Vertrags-
parteien mit und beruft eine
Revisionskonferenz ein, wenn
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binnen vier Monaten nach seiner
Mitteilung mindestens ein Drit-
tel der Vertragsparteien ihm die
Zustimmung zu diesem Verlan-
gen notifiziert.

2. Wird eine Konferenz nach
Absatz 1 einberufen, so teilt der
Generalsekretär dies allen Ver-
tragsparteien mit und lädt sie
ein, binnen drei Monaten die
Vorschläge einzureichen, die
nach ihrem Wunsch von der
Konferenz behandelt werden
sollen. Der Generalsekretär teilt
allen Vertragsparteien die vor-
läufige Tagesordnung der Kon-
ferenz sowie den Wortlaut die-
ser Vorschläge spätestens drei
Monate vor Beginn der Konfe-
renz mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu
jeder nach diesem Artikel ein-
berufenen Konferenz alle in Ar-
tikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Länder sowie die Länder ein,
die auf Grund des Artikels 5
Absatz 2 Vertragsparteien ge-
worden sind.

Artikel 13

1. Jede Vertragspartei kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens vorschlagen.
Der Wortlaut jedes Änderungs-
vorschlages wird dem General-
sekretär der Vereinten Nationen
übermittelt, der ihn an alle Ver-
tragsparteien weiterleitet und
auch die anderen in Artikel 5
Absatz 1 bezeichneten Länder
unterrichtet.

2. Jeder nach Absatz 1 über-
mittelte Änderungsvorschlag gilt
als angenommen, wenn keine
Vertragspartei binnen sechs Mo-
naten nach Übermittlung des
Änderungsvorschlages durch den
Generalsekretär Einwendungen
erhebt.

3. Der Generalsekretär notifi-
ziert so bald wie möglich allen
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Vertragsparteien, ob gegen den
Änderungsvorschlag eine Ein-
wendung erhoben worden ist.
Ist gegen den Änderungsvor-
schlag eine Einwendung erhoben
worden, so gilt die Änderung als
nicht angenommen und bleibt
ohne jede Wirkung. Wird keine
Einwendung erhoben, so tritt
die Änderung drei Monate nach
Ablauf der in Absatz 2 festge-
legten Frist von sechs Monaten
für alle Vertragsparteien in
Kraft.

Artikel 14

Außer den in den Artikeln 12
und 13 vorgesehenen Mitteilun-
gen notifiziert der Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen den
in Artikel 5 Absatz 1 bezeichne-
ten Ländern sowie den Ländern,
die auf Grund des Artikels 5
Absatz 2 Vertragsparteien ge-
worden sind,

a) die Unterzeichnungen, Ra-
tifikationen und Beitritte
nach Artikel 5;

b) die Zeitpunkte, zu denen
dieses Abkommen nach
Artikel 6 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen nach Ar-
tikel 7;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 8;

e) den Eingang der Notifi-
zierungen nach Artikel 9;

f) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifizierungen
nach Artikel 11 Absätze 1
und 2;

g) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 13.

Artikel 15

Das Unterzeichnungsproto-
koll dieses Abkommens gilt als
dessen integrierender Bestandteil
und hat die gleiche Rechtswirk-
samkeit und Geltungsdauer wie
das Abkommen selbst.
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Artikel 16

Nach dem 31. August 1956
wird die Urschrift dieses Ab-
kommens beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt, der allen in Artikel 5 Ab-
sätze 1 und 2 bezeichneten Län-
dern beglaubigte Abschriften
übersendet.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die dazu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist.

Für Albanien:

Für Österreich:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Dr. Josef Stangelberger

Für Belgien:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Leroy

Für Bulgarien:

Für die Weißrussische Sozialistische
Sowjetrepublik:

Für die Tschechoslowakei :

Für Dänemark:

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Für Finnland:
Torsten Tikanvaara

Für Frankreich:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
De Curton

Für Griechenland:

Für Ungarn:

Für Island:

Für Irland:

Für Italien:
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Für Luxemburg:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
R. Logelin

Für die Niederlande:

Für das Königreich in Europa
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
W. H. J. van Asch van Wijck

Für Norwegen:

Für Polen:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-
tion und unter dem Vorbehalt, daß
sich die Regierung der Volksrepu-
blik Polen durch Artikel 10 des
Abkommens nicht gebunden er-

achtet.
Jerzy Koszyk

Für Portugal:

Für Rumänien:

Für Spanien:

Für Schweden:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
G. de Sydow

Für die Schweiz:

Für die Türkei:

Für die Ukrainische Sozialistische
Sowjetrepublik:

Für die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken :

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
James C. Wardrop

Für die Vereinigten Staaten von
Amerika:

Für Jugoslawien:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Ljubisa Veselinovic

Unterzeichnungsprotokoll

Bei Unterzeichnung des Ab-
kommens über die Besteuerung
von Straßenfahrzeugen zum
privaten Gebrauch im interna-
tionalen Verkehr haben die ge-
hörig bevollmächtigten Unter-
zeichneten die folgenden Ab-
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machungen getroffen und die
nachstehenden Vorbehalte zur
Kenntnis genommen:

1. Bei Anwendung dieses Ab-
kommens gilt die Benutzung
eines gemieteten Fahrzeuges als
privater Gebrauch des Fahrzeu-
ges, wenn das Fahrzeug ohne
Fahrer gemietet wird, selbst
wenn der Mieter einen Fahrer
in Dienst nimmt.

2. Die Beförderung des per-
sönlichen Gepäcks der Reisenden
oder bei Handelsreisenden die
Beförderung von Warenmustern
nehmen der Verwendung des
Fahrzeuges nicht den Charakter
des privaten Gebrauchs.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die dazu gehörig bevoll-
mächtigten UNTERZEICHNE-
TEN dieses Protokoll unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Genf, am
achtzehnten Mai neunzehnhun-
dertsechsundfünfzig, in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Text in glei-
cher Weise authentisch ist.

Für Albanien:

Für Österreich:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Dr. Josef Stangelberger

Für Belgien:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Leroy

Für Bulgarien:

Für die Weißrussische Sozialistische
Sowjetrepublik:

Für die Tschechoslowakei:

Für Dänemark:

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Für Finnland:
Torsten Tikanvaara

Für Frankreich:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
De Curton
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Für Griechenland:

Für Ungarn:

Für Island:

Für Irland:

Für Italien:

Für Luxemburg:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
R. Logelin

Für die Niederlande

Für das Königreich in Europa
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion

W. H. J. van Asch van Wijck

Für Norwegen :

Für Polen:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Jerzy Koszyk

Für Portugal:

Für Rumänien:

Für Spanien:

Für Schweden:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
G. de Sydow

Für die Schweiz:

Für die Türkei:

Für die Ukrainische Sozialistische
Sowjetrepublik:

Für die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken :

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
James C. Wardrop

Für die Vereinigten Staaten von
Amerika:

Für Jugoslawien:
Unter dem Vorbehalt der Ratifika-

tion
Ljubisa Veselinovic

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in

diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 21. Oktober 1958.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Dieses Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 6 am 18. August 1959 für Österreich in Kraft.
Bisher haben außer Österreich nachstehende Staaten das Abkommen angenommen:
Finnland, Frankreich, Niederlande und Schweden.

Raab


